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Bezirksregierung Münster
Flurbereinigungsbehörde
Flurbereinigung Olfen
Az.: 33.7 - 4 12 02 -

48653 Coesfeld, 19.04.2021
Leisweg 12
Tel. 0251 / 411-5093

Öffentliche Bekanntmachung 
Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte

Mit Beschluss vom 13.12.2012 wurde das Flurbereinigungsverfahren Olfen angeordnet und das 
Flurbereinigungsgebiet festgestellt. Dieser Beschluss wurde mit der Aufforderung zur Anmeldung 
unbekannter Rechte öffentlich bekannt gemacht.
Mit dem 5. Änderungsbeschluss vom 30.09.2016 und dem 7. Änderungsbeschluss vom 
15.04.2021 wurden die Grundstücke
Kreis Gemeinde Gemarkung Flur Flurstücke
Coesfeld Olfen Olfen-Kirchspiel 17 115
Coesfeld Olfen Olfen-Kirchspiel 18 118, 119
Coesfeld Olfen Olfen-Kirchspiel 22 119, 120, 121, 124
Coesfeld Olfen Olfen-Kirchspiel 24 94, 95, 96, 97, 98, 99, 100,101
Coesfeld Olfen Olfen-Kirchspiel 28 147, 148, 149, 150, 151, 152, 153
Coesfeld Olfen Olfen-Kirchspiel 29 274
Coesfeld Olfen Olfen-Kirchspiel 43 68
Coesfeld Olfen Olfen-Stadt 10 228

zum Flurbereinigungsverfahren zugezogen und die Flurbereinigung für diese Grundstücke ange­
ordnet.
Eine öffentliche Bekanntmachung der vorgenannten Änderungsbeschlüsse ist bisher nicht erfolgt. 
Die erforderliche Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte für die mit den Änderungsbe­
schlüssen zugezogenen Grundstücke wird hiermit nachgeholt.
Gemäß § 14 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. 03. 1976 
(BGBl. I s. 546) in der derzeit gültigen Fassung, werden die Beteiligten aufgefordert, Rechte an den oben 
genannten Grundstücken, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung an 
dem Flurbereinigungsverfahren berechtigen, innerhalb einer Frist von drei Monaten nach dieser 
öffentlichen Bekanntmachung bei der

Bezirksregierung Münster, Dezernat 33, 48128 Münster
oder zur Niederschrift bei der

Bezirksregierung Münster, Dezernat 33, Leisweg 12, 48653 Coesfeld
anzumelden.
Zu diesen Rechten gehören z. B. nicht eingetragene dingliche Rechte an Grundstücken oder 
Rechte an solchen Rechten sowie persönliche Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung von 
Grundstücken berechtigen oder die Nutzung von Grundstücken beschränken.
Nach fruchtlosem Ablauf der Frist besteht kein Anspruch auf Beteiligung. Werden Rechte erst nach 
Ablauf der bezeichneten Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann die Flurbereinigungsbe­
hörde die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gemäß § 14 Abs. 2 FlurbG gelten lassen.
Der Inhaber eines der bezeichneten Rechte muss nach § 14 Abs. 3 FlurbG die Wirkung eines vor 
der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten lassen, wie der Beteiligte 
demgegenüber die Frist durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden 
ist.

Im Auftrag:
(LS)

gez. Birgit Kehl
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Stadt Olfen
Der Bürgermeister

22.04.2021

Hinweis auf die Veröffentlichung der Satzungsänderung des niederländisch­
deutschen Zweckverbandes EUREGIO durch die Bezirksregierung Münster

Die im Umlaufbeschluss der Verbandsversammlung 2021 erfolgte Satzungsänderung 
des niederländisch-deutschen Zweckverbandes EUREGIO ist durch die 
Bezirksregierung Münster im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster Nr. 9 vom 
05.03.2021 auf den Seiten 78-79 veröffentlicht worden.

Dieser Hinweis erfolgt unter Bezugnahme auf die §§ 20 Abs. 4 Satz 1,11 Abs. 1 Satz 2 
GkG NRW (Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit Nordrhein-Westfalen).
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Haushaltssatzung

der Stadt Olfen für das Haushaltsjahr 2021

1. Haushaltssatzung der Stadt Olfen für das Haushaltsjahr 2021

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 29.09.2020 (GV. NRW S. 916), hat der Rat der Stadt Olfen mit Beschluss vom 
09.03.2021 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021, der die für die Erfüllung der Aufgaben 
der Stadt voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 
eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und die notwendigen Ver­
pflichtungsermächtigungen enthält, wird

im Ergebnisplan mit

dem Gesamtbetrag der Erträge auf
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 

30.352.320 €
29.015.400€

im Finanzplan mit 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit auf 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit 

24.539.850 €
24.990.480 €

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 10.277400 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 7.749.200 €

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der
Finanzierungstätigkeit auf
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der
Finanzierungstätigkeit auf 

44.600 €

700.000 €

festgesetzt.

§2

Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt.

§3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.
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§4

Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfolgen.

§5

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen
werden dürfen, wird auf 
festgesetzt.

1.200.000 €

§6

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2021 wie folgt 
festgesetzt:

1. Grundsteuer

1.1 für land- und forstwirtschaftliche Betriebe
Grundsteuer A) auf 217 v. H.

1.2 für Grundstücke (Grundsteuer B) auf 410 v. H.

2. Gewerbesteuer auf 410 v. H.

§7

(1) Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung werden die Erträge und Aufwendungen so­
wie die Ein- und Auszahlungen gern. § 21 Kommunalhaushaltsverordnung NRW 
(KomHVO NRW) zu folgenden Budgets zusammengefasst:

1. Personalbudget
Die Personal- und Versorgungsaufwendungen bilden das Personalbudget.

2. Budgetje Produkt
Die übrigen Erträge und Aufwendungen bilden innerhalb eines Teilplanes je 
Produkt ein Budget. Das gleiche gilt für Ein- und Auszahlungen für Investitio­
nen.

(2) Es gelten folgende Grundsätze der Budgetierung:

1. Je Budget sind die Summe der Erträge und die Summe der Aufwendungen für 
die Haushaltsführung verbindlich. Das gleiche gilt für Ein- und Auszahlungen 
für Investitionen.

2. Die Bewirtschaftung der Budgets darf nicht zu einer Minderung des Zahlungs­
mittelsaldos aus laufender Verwaltungstätigkeit führen.

3. Unabhängig von der Bewirtschaftung der Budgets sind zweckgebundene Er­
träge und Einzahlungen zweckentsprechend zu verwenden.

4. Zahlungsunwirksame Erträge und Aufwendungen sind von der Budgetierung 
ausgenommen.

5. Mehrerträge können für Mehraufwendungen eingesetzt werden. Das gleiche 
gilt für Ein- und Auszahlungen für Investitionen.
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§8

(1) Als unerheblich im Sinne des § 83 GO NRW gelten über- und außerplanmäßige Auf­
wendungen und Auszahlungen, die

a) auf gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtung beruhen,
b) zur Verwendung zweckgebundener Erträge bzw. Einzahlungen erforderlich sind,
c) sich auf interne Leistungsbeziehungen, bilanzielle Abschreibungen oder Jahresab­

schlussbuchungen beziehen,
d) in sonstigen Fällen den Betrag von 25.000 € nicht überschreiten.

(2) Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investitionsmaßnahmen im Teilfinanz­
plan nach § 4 Abs. 4 S. 3 KomH VO NRW wird auf 10.000 € (Summe der Auszahlungen 
pro Maßnahme und Jahr) festgelegt.

(3) Im außerordentlichen Ergebnis werden nur solche Vorfälle erfasst, die das Merkmal 
„von einiger materieller Bedeutung" insoweit erfüllen, als eine Wertgrenze von 
50.000 € überschritten wird.

(4) Rückstellungen sind nach § 37 Abs. 5 und 6 KomHVO NRW im Einzelfall ab 2.000 € 
zu bilden.

(5) Die Geringfügigkeitsgrenze für Rechnungsabgrenzungsposten wird auf 5.000 € im 
Einzelfall festgesetzt. Auch wenn im Einzelfall die Wertgrenze unterschritten wird, ist 
dennoch eine Abgrenzung vorzunehmen, wenn die Gesamtsumme des abzugren­
zenden Betrages in ähnlichen oder gleich gelagerten Sachverhalten den Betrag von 
25.000 € überschreitet.

§9

(1) Die im Stellenplan mit „künftig umzuwandeln" (ku) versehenen Stellen dürfen bei 
Freiwerden nur noch nach der nächst niedrigeren Gruppe wieder besetzt werden.

(2) Die im Stellenplan mit „künftig wegfallend" (kw) versehenen Stellen dürfen bei Frei­
werden nicht wieder besetzt werden.

(3) Soweit im Laufe eines Haushaltsjahres frei werdende und besetzbare Stellen sowohl 
von Beamten als auch von tariflich Beschäftigten verwaltet werden können, dürfen 
Planstellen für Beamte mit vergleichbaren tariflich Beschäftigten und Stellen für ta­
riflich Beschäftigte mit vergleichbaren Beamten besetzt werden. Die Planstelle oder 
Stelle soll grundsätzlich spätestens in dem nach dauerhafter Aufgabenübertragung 
folgenden Haushaltsjahr umgewandelt werden.
Die entsprechende Planstelle gilt für das laufende Haushaltsjahr als in eine Stelle der 
vergleichbaren Entgeltgruppe umgewandelt, soweit dies notwendig und nach der 
Stellenobergrenzenverordnung zulässig ist.
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2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht.

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat als un­
tere staatliche Verwaltungsbehörde in Coesfeld mit Schreiben vom 18.03.2021 angezeigt wor­
den.

Der Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Coesfeld hat mit Verfügung vom 
31.03.2021 bestätigt, dass er die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 zur Kenntnis 
genommen hat und dass Bedenken gegen die Haushaltssatzung und ihre Bekanntmachung 
nicht erhoben werden.

Der Haushaltsplan liegt ab dem Zeitpunkt dieser Bekanntmachung nach § 80 Abs. 6 GO NRW 
bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW während der 
allgemeinen Dienstzeiten im Rathaus der Stadt Olfen, im Zimmer 10, Kirchstraße 5, 59399 
Olfen, zur Einsichtnahme aus.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge­
macht werden kann, es sei denn,

a. eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt,

b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich gekannt gemacht worden,

c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder

d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Olfen, 22.04.2021

Willhelm Sendermann
Bürgermeister
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